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Die Woche im Wirtschaftsrecht

// Im Blickpunkth

Auch nach der �nderung des VW-Gesetzes sind die Diskussionen um dessen Europarechtskonformit�t nicht verstummt. Die

EU-Kommission hat angek�ndigt, im Herbst dar�ber zu beraten, ob sie Deutschlandwegen des VW-Gesetzes erneut vor dem

EuGH verklagt. Rapp-Jung/Bartosch kommen in dem aktuellen Beitrag zu dem Ergebnis, dass das neue VW-Gesetz europa-

rechtlich nicht zu beanstanden ist, da es weder gegen die Kapitalverkehrsfreiheit noch gegen das einschl�gige gemein-

schaftsrechtliche Sekund�rrecht verst�ßt. Ungeachtet wie sich die EU-Kommission im Ergebnis entscheiden wird: Es bleibt

spannend abzuwarten, ob die Familien Porsche und Piech die Sonderrechte des Großaktion�rs Niedersachsens auch in der

neuen VW-Konzernsatzung nach der Eingliederung Porsches festschreiben. Ein entsprechender Beschluss f�r die Satzungs�n-

derung soll Medienberichten zufolge auf einer Sondersitzung der VW-Hauptversammlung noch imOktober gefasst werden.

Dr. Martina Koster, Ressortleiterin Wirtschaftsrecht

// Standpunkt /
vonDr. Martin Buntscheck,

Buntscheck Rechtsanwalts-

gesellschaft, M�nchen

Die Einf�hrung von „Sammel-
klagen“ in Europa

Die Pl�ne der Europ�ischen Kommission zur

Reform des Kartellschadensersatzrechts lie-

genweiter auf Eis.NachdemKommissionspr�-

sident Barroso k�rzlich im Amt best�tigt wur-

de, schienderWeg f�reinez�gigeVerabschie-

dung des umstrittenen Projekts frei zu sein.

DemVernehmen nach sollte ein entsprechen-

der Richtlinienentwurf noch letzteWochevor-

gestelltwerden.Nachheftigen Interventionen

– vor allem aus Deutschland – wurde dieser

Punkt aber kurzfristig wieder von der Agenda

genommen.

ImMittelpunkt der Kritik stehen die Pl�ne der

Kommission, europaweit „Sammelklagen“

nach amerikanischem Vorbild einzuf�hren.

Bestimmte „qualifizierte Einrichtungen“ (z. B.

Verbraucherverb�nde) sollen das Recht be-

kommen, Kartellt�ter im Namen einer abs-

trakten Gruppe von Gesch�digten auf Scha-

densersatz zu verklagen. Viele Kritiker f�rch-

ten das Droh- und Missbrauchspotential, das

von solchen Sammelklagen ausgehen

k�nnte. Auch der tats�chliche Nutzen, den

die Zulassung von Sammelklagen f�r die All-

gemeinheit bringen w�rde, ist umstritten. In

Deutschland etwa hat der Gesetzgeber schon

vor einiger Zeit eine Reihe anderer Maßnah-

men ergriffen, um die Rechte von Gesch�dig-

ten in Kartellf�llen zu st�rken.

Wegen der grunds�tzlichen Bedeutung die-

ses Themas sollte die Kommission zumindest

den Mut haben, die geplanten Maßnahmen

(ergebnis-)offen zur Diskussion zu stellen –

und Bedenken des Europ�ischen Parlaments

und der Mitgliedstaaten nicht demonstrativ

zu ignorieren.

Entscheidungen
BVerfG:MindestumlagederBaFin

verfassungsgem�ß

Mit Beschluss vom16.9.2009 – 2 BvR852/07– hat

derZweite SenatdesBVerfGentschieden,dassdie

Mindestumlage nach § 16 FinDAG gegen�ber

den von der BaFin beaufsichtigten Unternehmen

den strengen finanzverfassungsrechtlichen Zu-

l�ssigkeitsanforderungen entspricht. Sie verst�ßt

auchnichtgegendenGleichheitsgrundsatz.Denn

derMindestbetragdientderBew�ltigungderjeni-

genRisiken, die von einemunreglementiertenT�-

tigwerdenderbeaufsichtigtenUnternehmenaus-

gehenk�nnen.Er soll dasVertrauenderAnleger in

die Solidit�t und Lauterkeit dieser Unternehmen

als notwendige Rahmenbedingung f�r einen

funktionsf�higen Finanzmarkt st�rken.
(PM BVerfG vom 6.10.2009)

BGH: Verbraucherschutz f�r Freiberufler

Mit Urteil vom 30.9.2009 – VIII ZR 7/09 – hat der

u. a. f�r das Kaufrecht zust�ndige VIII. Zivilsenat

desBGHentschieden,dasseinenat�rlichePerson,

die sowohl als Verbraucher (§ 13 BGB) als auch in

ihrer freiberuflichen T�tigkeit als Unternehmer

(§ 14 BGB) am Rechtsverkehr teilnimmt, im kon-

kreten rechtsgesch�ftlichen Handeln lediglich

dann nicht als Verbraucher anzusehen ist, wenn

dieses Handeln eindeutig und zweifelsfrei ihrer

gewerblichen oder selbst�ndigen beruflichenT�-

tigkeit zugeordnet werden kann.
(PM BGH vom 30.9.2009)

BGH: Verbot der Aufrechnung gegen

Forderung aus unerlaubter Handlung

Der BGH hatmit Beschluss vom 15.9.2009 – VI ZA

13/09–entschieden:DasVerbotderAufrechnung

gegen eine Forderung aus einer vors�tzlich be-

gangenen unerlaubten Handlung gilt auch dann,

wenn sich zwei Forderungenaus vors�tzlicher un-

erlaubter Handlunggegen�ber stehen, die aus ei-

nemeinheitlichenLebensverh�ltnis resultieren.

VolltextdesBeschl.: // BB-ONLINE BBL2009-2209-1

unterwww.betriebs-berater.de

OLG M�nchen: Zurechnung von

Stimmrechten bei Treuhandverh�ltnis und

„acting in concert“

Mit Urteil vom 9.9.2009 – 7 U 1997/09 – hat das

OLG M�nchen entschieden: Bei einem Treuhand-

verh�ltnis sindgem�ß§ 22Abs. 1 S. 1Nr. 2WpHG

die Stimmrechte des treuh�nderisch gehaltenen

Aktienanteils sowohl dem Treugeber als auch

dem Treuh�nder zuzurechnen, sodass auch f�r

beideunterdenVoraussetzungendes § 21WpHG

eine Meldepflicht besteht. Bei einer gleichzeiti-

gen Beteiligung des Treugebers an einem „acting

in concert“ besteht – neben dem Treugeber –

auch f�r den Treuh�nder nach §§ 21 Abs. 1 S. 1;

22 Abs. 1 S. 1 Nr. 2, Abs. 2 WpHG eine Melde-

pflicht auch hinsichtlich der dem Treugeber �ber

§ 22 Abs. 2 WpHG zugerechneten Stimmrechte

aller am„acting in concert“ Beteiligter.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2209-2

unterwww.betriebs-berater.de

Gesetzgebung
Modernes Patentrecht in Kraft getreten

Am 1.10.2009 ist das Gesetz zur Vereinfachung

und Modernisierung des Patentrechts in Kraft ge-

treten (BGBl. I S. 2521). Das Gesetz verbessert die

Rechtslage bei der Anmeldung von Patenten und

Marken und strafft das Rechtsmittelsystem. Von

derReformdesPatentrechtsprofitiertdiegesamte

Wirtschaft, die auf Erfindungen als Rohstoff der

Wissensgesellschaft angewiesen ist. Kernst�ckdes

Gesetzes ist die Beschleunigung des sog. Nichtig-

keitsverfahrens. In diesemVerfahrenwird gericht-

lich�berpr�ft,obeinPatentzuRechterteiltwurde.
(PM BMJ vom 30.9.2009)

St�ndige Mitarbeiter imWirtschaftsrecht: Prof. Dr. Dr. J�rgen Ensthaler, Berlin; Prof. Dr. Markus Gehrlein, Richter am BGH, Karlsruhe; RA Dr. Nils Krause, Hamburg; RA Dr. K. Jan Schiffer,
Bonn; RA Prof. Dr. Friedrich Graf vonWestphalen, K�ln
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